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Berechnung der Versorgung ist der Verdienst vor Ausschei­
den aus der hauptamtlichen Tätigkeit zugrunde zu legen.

(3) In Ausnahmefällen entscheidet der Minister für Volks­
bildung auf Vorschlag der Zentralen Kommission für die Ent­
scheidung von Grenzfällen und Einsprüchen (nachfolgend 
Zentrale Kommission genannt) über die Aufrechterhaltung 
des Anspruchs.

(4) Die Zusammensetzung und Arbeitsweise der Zentralen 
Kommission regelt der Minister für Volksbildung.

§14
Für die Dauer der Ausübung einer Wahlfunktion oder der 

Tätigkeit auf Grund einer Berufung in staatliche Organe, 
Parteien und gesellschaftliche Organisationen bleibt der An­
spruch auf zusätzliche Invaliden- bzw. Altersversorgung so­
wie auf Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit wie für Werktä­
tige, die der freiwilligen Zusatzrentenversicherung angehören, 
erhalten.

§15

Der Anspruch auf die Versorgung nach dieser Verordnung 
bleibt erhalten für die Dauer

a) der dienstlichen Entsendung von Ehepaaren in andere 
Staaten, auch für den Ehegatten des Delegierten, und

b) des Bezuges einer Unterstützung der Sozialversicherung 
für Mütter im Anschluß an den Wochenurlaub.

§16
Erlöschen des Ansprache auf Versorgung

(1) Der Anspruch auf zusätzliche Versorgung erlischt
a) für Lehrer und Erzieher, wenn sie aus der hauptamt­

lichen Tätigkeit ausscheiden, soweit der Anspruch nicht 
gemäß § 9 Abs. 2 oder §§ 13 bis 15 aufrechterhalten wird;

b) für Anspruchsberechtigte gemäß § 1 Abs. 2, wenn sie 
aus dem Volkseigenen Verlag Volk und Wissen ausschei­
den bzw. die Tätigkeit als Fachredakteur für berufs­
bildende Literatur beenden;

c) für Anspruchsberechtigte gemäß den §§ 1, 13 und 14 bzw. 
Empfänger einer Versorgung, wenn sie wegen einer vor­
sätzlichen strafbaren Handlung zu einer Strafe mit 
Freiheitsentzug von mindestens einem Jahr verurteilt 
wurden;

d) wenn gemäß § 8 Abs. 3 entgegen der Entscheidung der 
Kommission kein Arbeitsrechtsverhältnis begründet 
wird.

(2) Verstoßen in Ausnahmefällen Anspruchsberechtigte ge­
mäß den §§ 1 und 13 bzw. Empfänger einer Versorgung gröb- 
lichst gegen die Gesetze der sozialistischen Gesellschaft, kann 
der Minister für Volksbildung auf Vorschlag der Zentralen 
Kommission den Anspruch auf Versorgung versagen bzw. die 
Versorgung entziehen.

IV.
Allgemeine Bestimmungen

§17
Aufnahme in die zusätzliche Versorgung

(1) Die Aufnahme in die zusätzliche Versorgung erfolgt 
durch Aushändigung einer Urkunde.

(2) Die Staatliche Versicherung der Deutschen Demokrati­
schen Republik2 stellt als Träger der zusätzlichen Versorgung 
auf Antrag die Urkunde aus.

§18
Antragstellung und Zahlung der zusätzlichen Versorgung

(1) Der Antrag auf die Zahlung der zusätzlichen Versorgung 
ist vom Anspruchsberechtigten schriftlich bei der Staatlichen 
Versicherung der Deutschen Demokratischen Republik zu 
stellen.

(2) Über den Antrag auf die Zahlung der zusätzlichen Ver­
sorgung entscheidet die Staatliche Versicherung der Deut­
schen Demokratischen Republik durch Aushändigung des 
Versorgungsbescheides oder durch Ablehnung. Die Entschei­
dung über die Ablehnung der zusätzlichen Versorgung ist zu 
begründen; der Bescheid ist dem Antragsteller schriftlich zu­
zustellen.

Zahlung von zusätzlichen .Versorgungen
§19

(1) Die Zahlung der zusätzlichen Altersversorgung beginnt 
mit dem Ersten des Kalendermonats, in welchem das Ren­
tenalter erreicht wird.

(2) Die Zahlung der zusätzlichen Invalidenversorgung be­
ginnt ab dem gleichen Zeitpunkt wie die Zahlung der Inva­
lidenrente der Sozialversicherung.

(3) Die Zahlung der Versorgung wegen Berufsunfähigkeit 
beginnt mit dem Ersten des Kalendermonats gemäß der Ent­
scheidung der dafür zuständigen Kommission, frühestens mit 
dem auf den Wegfall der Geldleistungen der Sozialversiche­
rung folgenden Tag.

(4) Die Zahlung der Hinterbliebenenversorgung beginnt 
mit dem Ersten des Kalendermonats, in welchem der Ehe­
gatte bzw. das Elternteil verstorben ist. Bezog der Verstor­
bene bereits eine zusätzliche Versorgung, beginnt die Zah­
lung der zusätzlichen Hinterbliebenenversorgung mit dem 
Ersten des auf den Todestag folgenden Kalendermonats.

(5) Wird der Antrag auf zusätzliche Alters- bzw. Hinter­
bliebenenversorgung später als 2 Jahre nach Eintritt des Ver­
sorgungsfalles gestellt, wird die Versorgung für 2 Jahre nach­
gezahlt.

§20
(1) Die errechneten zusätzlichen Versorgungen werden auf 

volle Mark gerundet.
(2) Die zusätzlichen Versorgungen werden monatlich ge­

zahlt.

Änderung von zusätzlichen Versorgungen
§21

(1) Änderungen in den Familien- und Einkommensverhält­
nissen, die für die Gewährung oder Höhe der Versorgung 
maßgebend sind, hat der Empfänger einer Versorgung der 
Staatlichen Versicherung der Deutschen Demokratischen Re­
publik unverzüglich mitzuteilen.

(2) Ergibt sich aus der Änderung der Familien- oder Ein­
kommensverhältnisse eine Erhöhung der Versorgung, wird 
die neue Entscheidung

a) ab Ersten des Kalendermonats der Antragstellung oder
b) ab Ersten des Kalendermonats der von der Staatlichen 

Versicherung der Deutschen Demokratischen Republik 
veranlaßten Feststellung

wirksam.
(3) Ergibt sich aus der Änderung der Familien- oder Ein­

kommensverhältnisse eine Minderung der Versorgungen, 
wird die neue Entscheidung mit Ablauf des Kalendermonats 
wirksam, der auf den Zugang des Bescheides folgt.

§22
Stellt die Staatliche Versicherung der Deutschen Demokra­

tischen Republik eine Versorgung fest, die nicht den Rechts­
vorschriften entspricht, wird der Bescheid über die Zahlung 
dieser Versorgung aufgehoben und durch einen neuen Be­
scheid ersetzt.
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